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Auf die Berufung des Beklagten wird das Urteil des Sozialgerichts Ulm
vom 19.Â Juli 2021 abgeÃ¤ndert und die Klage vollumfÃ¤nglich
abgewiesen.

Die Anschlussberufung der KlÃ¤gerin wird zurÃ¼ckgewiesen.

AuÃ�ergerichtliche Kosten sind in beiden Instanzen nicht zu erstatten.

Â 

Â 

Tatbestand

Zwischen den Beteiligten ist die Feststellung der gesundheitlichen Voraussetzungen
fÃ¼r die Inanspruchnahme der Merkzeichen â��aGâ�� (auÃ�ergewÃ¶hnliche
Gehbehinderung) und â��RFâ�� (RundfunkgebÃ¼hrenermÃ¤Ã�igung) umstritten.

Die KlÃ¤gerin ist am 4. MÃ¤rz 1943 geboren, hat keinen Beruf erlernt und war als
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Helferin in einer KÃ¤serei beschÃ¤ftigt. Seit 2008 steht sie im Rentenbezug. Sie ist
verwitwet, hat vier in den 70er- Jahren geborene Kinder und lebt im Wohneigentum
(vgl. Anamnese R).

Am 15. Februar 2017 beantragte sie bei dem Landratsamt B (LRA) erstmals die
Feststellung des Grades der Behinderung (GdB) und legte hierzu Befundberichte
vor. Der H beschrieb eine Distorsion D1 der linken Hand im Grundgelenk, die
betroffene ExtremitÃ¤t sei mit einer Orthese ruhiggestellt worden. A,
Schwerpunktpraxis Rheumatologie, gab eine schmerzhaft eingeschrÃ¤nkte
Rechtsrotation der HalswirbelsÃ¤ule (HWS) an. An den Kniegelenken habe sich eine
anteromediale InstabilitÃ¤t und ein Druckschmerz Ã¼ber dem medialen
Gelenkspalt gefunden. Es seien Chirotherapie fÃ¼r die HWS und die
BrustwirbelsÃ¤ule (BWS) sowie Kniebandagen zur muskulÃ¤ren Stabilisierung
verordnet worden.

Der N befundete bei der ambulanten Untersuchung am 3. Januar 2011 keine
Hirnnervenparese sowie keine manifeste oder latente Parese im Bereich der Arme.
In der Kernspintomographie (MRT) des SchÃ¤dels habe eine frische IschÃ¤mie
ausgeschlossen werden kÃ¶nnen.

Die MRT der HWS (R1) vom 31. Januar 2017 zeigte fortgeschrittene Facetten- und
BandscheibenschÃ¤den der HWS im Sinne von Osteochondrosen. MÃ¤Ã�ige
radikulÃ¤re Kompressionen von C4 bis C7 seien denkbar.

Das LRA zog Behandlungsunterlagen des W bei, der unter anderem den Bericht des
K vorlegte, wonach sich bei der ambulanten Untersuchung am 10. Februar 2017 ein
unauffÃ¤lliges Gangbild zeigte und sich ein unauffÃ¤lliger Lokalbefund ohne
BewegungseinschrÃ¤nkung der HWS ergab. Weiterhin wurde die ohrenÃ¤rztliche
Verordnung einer HÃ¶rhilfe vorgelegt.

P sah versorgungsÃ¤rztlich einen Teil-GdB von 30 fÃ¼r den operierten
Bandscheibenschaden, die Funktionsbehinderung der WirbelsÃ¤ule, degenerative
VerÃ¤nderungen der WirbelsÃ¤ule und eine Spinalkanalstenose. Die
SchwerhÃ¶rigkeit links fÃ¼hre zu einem Teil-GdB von 10, sodass der Gesamt-GdB
mit 30 einzuschÃ¤tzen sei. OrtsÃ¼bliche Wegstrecken kÃ¶nnten zurÃ¼ckgelegt,
Ã¶ffentliche Verkehrsmittel ohne regelmÃ¤Ã�ige Hilfe benutzt werden. Die
GehfÃ¤higkeit sei nicht auf das Schwerste eingeschrÃ¤nkt.

Mit Bescheid vom 15. Mai 2017 stellte das LRA einen GdB von 30 seit dem 15.
Februar 2017 fest und lehnte die Feststellungen der gesundheitlichen
Voraussetzungen fÃ¼r die Feststellung von Merkzeichen ab.

Gegen den Bescheid erhob die KlÃ¤gerin Widerspruch und legte die
KostenÃ¼bernahmezusage der Krankenkasse (AOK) fÃ¼r einen Rollstuhl sowie den
Befundbericht des S1 Ã¼ber die ambulante Untersuchung vom 1. Juni 2017 vor.
Dieser beschrieb, dass sich die Situation nicht verÃ¤ndert, eher noch etwas
verstÃ¤rkt habe. Die KlÃ¤gerin sei auch fÃ¼r kurze Strecken auf einen Rollator
angewiesen und mÃ¼sse oft auch einen Rollstuhl benutzen. Auf jeden Fall sei die
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Hilfe von FamilienangehÃ¶rigen notwendig, sodass die starke EinschrÃ¤nkung der
MobilitÃ¤t jetzt zunehmend zum Problem werde. Es sei daher befÃ¼rwortet worden,
dass die KlÃ¤gerin dauerhaft einen Rollstuhl bekomme.

Das LRA erhob den Befundschein des W, der ein multilokal degeneratives LWS-
Syndrom mit Spinalkanalstenose im Bereich der HWS und LendenwirbelsÃ¤ule
(LWS) mit GangkoordinationsstÃ¶rungen beschrieb, sodass die KlÃ¤gerin auch am
Rollator nur schwer mobilisierbar sei. Die Situation habe sich in den letzten Monaten
verschÃ¤rft. Sie sei nunmehr auch fÃ¼r kurze Strecken auf den Rollator angewiesen
sei. Der OrthopÃ¤de habe die Verordnung eines Rollstuhls befÃ¼rwortet.

P empfahl versorgungsÃ¤rztlich eine Teil-Abhilfe. Der WirbelsÃ¤ulenschaden sei
hÃ¶her zu bewerten und der Gesamt-GdB mit 70 anzunehmen. Die GehfÃ¤higkeit
sei nicht auf das Schwerste eingeschrÃ¤nkt, die Teilnahme an Ã¶ffentlichen
Veranstaltungen in nennenswertem Umfang zumutbar. Mit Teil-Abhilfebescheid vom
7. September 2017 stellte das LRA einen GdB von 70 seit dem 15. Februar 2017
sowie die gesundheitlichen Voraussetzungen fÃ¼r die Inanspruchnahme der
Merkzeichen â��Gâ�� (erhebliche BeeintrÃ¤chtigung der BewegungsfÃ¤higkeit im
StraÃ�enverkehr) und â��Bâ�� (stÃ¤ndige Begleitung) fest. Die Feststellung der
gesundheitlichen Voraussetzungen fÃ¼r die Inanspruchnahme der Merkzeichen
â��aGâ�� und â��RFâ�� wurde abgelehnt.

Den Widerspruch im Ã�brigen wies das RegierungsprÃ¤sidium S â��
Landesversorgungsamt â�� mit Widerspruchsbescheid vom 21. November 2017
zurÃ¼ck. Der GdB sei mit 70 zu bewerten gewesen, eine auÃ�ergewÃ¶hnliche
Gehbehinderung liege nicht vor. Eine mobilitÃ¤tsbezogene
TeilhabebeeintrÃ¤chtigung mit einem GdB von mindestens 80 bestehe nicht, die
Grundvoraussetzungen fÃ¼r die Zuerkennung des Merkzeichens â��aGâ�� seien
deshalb nicht gegeben. Das Merkzeichen â��RFâ�� kÃ¶nne unabhÃ¤ngig vom
Vorliegen der Ã¼brigen gesundheitlichen Voraussetzungen nicht festgestellt
werden, da der GdB weniger als 80 betrage.

Am 11. Dezember 2017 hat die KlÃ¤gerin Klage beim Sozialgericht Ulm (SG)
erhoben, die Feststellung der gesundheitlichen Voraussetzungen fÃ¼r die
Inanspruchnahme der Merkzeichen â��aGâ�� und â��RFâ�� beansprucht und ein
Attest des S1 vom 15. Dezember 2017 vorgelegt. Danach sei eine zunehmende
StÃ¶rung der GehmÃ¶glichkeit gegeben, sodass es fÃ¼r dringend notwendig
erachtet werde, dass die KlÃ¤gerin dauerhaft auf einen Rollstuhl angewiesen sei.

Zur weiteren SachaufklÃ¤rung hat das SG die sachverstÃ¤ndige Zeugenauskunft
des S1 erhoben, der bekundet hat, die KlÃ¤gerin seit dem 30. Januar 2017 zu
behandeln. Es bestehe eine ausgeprÃ¤gte degenerative VerÃ¤nderung der HWS
und der LWS, ein Zustand nach Bandscheibenvorfall, ein Zustand nach Wirbelfraktur
mit Kyphoplastie, ein stark ausgeprÃ¤gter Fersensporn und eine durch unklare
Ursache bestehende GangstÃ¶rung. Aus den Diagnosen ergÃ¤be sich vor allem die
ausgeprÃ¤gte GangstÃ¶rung, die dazu fÃ¼hre, dass die KlÃ¤gerin glaubhaft und
wie dies wiederholt vorgefÃ¼hrt worden sei, nur wenige Meter unter Zuhilfenahme
von ein bis zwei Helfern zurÃ¼cklegen kÃ¶nne, ansonsten sei sie an den Rollstuhl
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gefesselt. Die GangstÃ¶rung sei sehr schwer, das degenerative HWS/LWS-Syndrom
mit Spinalkanalstenose mittelschwer, der Fersensporn sowie der
Bandscheibenvorfall mittelschwer. Die durchgefÃ¼hrten MRT der HWS und BWS
erklÃ¤rten und untermauerten die Beschwerden. Die MRT der HWS/BWS vom 10.
Januar 2018 (K1) zeige ausgeprÃ¤gte degenerative WirbelsÃ¤ulenverÃ¤nderungen
bei Steilstellung der HWS im Liegen. Daneben bestehe eine mehrsegmental
mÃ¤Ã�iggradige neuroforaminale Einengung der HWS, konstant zur
Voruntersuchung. Die Teilnahme an Ã¶ffentlichen Veranstaltungen sei im Rollstuhl
mit Begleitung mÃ¶glich. ErgÃ¤nzend hat der sachverstÃ¤ndige Zeuge seine
Befundberichte vorgelegt. Im Befundbericht vom 14. MÃ¤rz 2018 hat er
ausgefÃ¼hrt, dass sich die Situation massiv verstÃ¤rkt habe, sodass die KlÃ¤gerin
auch fÃ¼r kurze Strecken einen Rollator verwende und oft einen Rollstuhl benutzen
mÃ¼sse.

Der W hat eine BewegungseinschrÃ¤nkung der HWS, eine schmerzbedingte
BewegungsstÃ¶rung auf Grund der Fersensporne, ein Schmerzsyndrom, eine
Gonarthrose und eine HÃ¶rminderung beschrieben. Der Gesundheitszustand habe
sich seit Februar 2017 weiter verschlechtert, es bestehe eine deutliche
EinschrÃ¤nkung in der MobilitÃ¤t, weswegen bereits das Nutzen eines Rollstuhls
vom OrthopÃ¤den empfohlen worden sei. Eine Gehstrecke von 2 km sei nicht
mÃ¶glich. Beim Gehen sei die KlÃ¤gerin auf fremde Hilfe angewiesen, sie benÃ¶tige
einen Rollator oder einen Rollstuhl. Die genaue Meterzahl der Gehstrecke sei nicht
untersucht worden. An Ã¶ffentlichen Veranstaltungen kÃ¶nne die KlÃ¤gerin
teilnehmen.

Der B1 hat versorgungsÃ¤rztlich den Teil-GdB von 70 als Ã¤uÃ�erst wohlwollend
eingeschÃ¤tzt. Dieser entsprÃ¤che dem Verlust eines Beines im Oberschenkel oder
besonders schweren Auswirkungen von WirbelsÃ¤ulenschÃ¤den, vergleichbare
Befunde bestÃ¼nden bei der KlÃ¤gerin nicht. Erst recht ergebe sich kein GdB von
80, sodass die Grundvoraussetzungen fÃ¼r die Zuerkennung des Merkzeichens
â��aGâ�� und auch des Merkzeichens â��RFâ�� nicht erfÃ¼llt seien. BezÃ¼glich
â��RFâ�� sei noch darauf hinzuweisen, dass die KlÃ¤gerin nicht von
Veranstaltungen jedweder Art ausgeschlossen sei. Sie kÃ¶nne zum Beispiel im
Sitzen im Freien an Pfarrfesten, an der Kirmes, an Sportveranstaltungen usw.
teilnehmen.

Weiter hat die KlÃ¤gerin den Befundbericht des K2 nach ambulanter Untersuchung
vom 20. September 2018 vorgelegt, wonach sich ein Ã¼berwiegend seitengleiches
Muskeleigenreflexverhalten bei Schonhaltung der HWS mit endgradig limitierter
Funktion und ausgeprÃ¤gter muskulÃ¤rer Dysbalance entlang der HWS und
entsprechendem Druckschmerz der unteren HWS gezeigt habe. Die KlÃ¤gerin sei
aufgrund der WirbelsÃ¤ulenerkrankung, der FuÃ�schmerzen beidseits und der
allgemeinen SchwÃ¤che dauerhaft bis auf weiteres auf einen Rollstuhl angewiesen.

W1 hat versorgungsÃ¤rztlich an der bisherigen EinschÃ¤tzung festgehalten, da
keine detaillierten Funktionsparameter von Seiten der WirbelsÃ¤ule mitgeteilt
worden seien. Die angegebenen BewegungsmaÃ�e der HÃ¼ft-, Knie- und
Sprunggelenke seien jeweils nur geringgradig und trÃ¼gen in keiner Weise zu einer
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auÃ�ergewÃ¶hnlichen Gehbehinderung bei. Sofern K2 ausfÃ¼hre, dass die
KlÃ¤gerin dauerhaft bis auf weiteres auf einen Rollstuhl angewiesen sei, so sei dies
nach Lage der Akten nicht nachzuvollziehen. Weiter sei nicht erkennbar, weshalb es
ihr nicht mÃ¶glich sein sollte, mit einer Begleitperson in zumutbarer Weise an
Ã¶ffentlichen Veranstaltungen teilzunehmen.

Daraufhin hat das SG das orthopÃ¤dische SachverstÃ¤ndigengutachten des J
aufgrund ambulanter Untersuchung vom 2. Mai 2019 erhoben, der zu dem Ergebnis
gekommen ist, dass die Voraussetzung fÃ¼r das Merkzeichen â��aGâ�� nicht
erfÃ¼llt seien. Diesem gegenÃ¼ber hat die KlÃ¤gerin bestÃ¤tigt, wegen der
BewegungseinschrÃ¤nkung zunehmend auf einen Rollator angewiesen zu sein. Sie
kÃ¶nne nur sehr kurze Strecken von 20 bis 30 Metern zurÃ¼cklegen, konkrete
Angaben Ã¼ber die Bewegung in der Wohnung seien nicht gemacht worden.
Ã�ffentliche Verkehrsmittel benutze sie nicht. Sie habe am Rollator in Begleitung
ihres Sohnes den Untersuchungsraum betreten. Die Beweglichkeit der Kniegelenke
habe rechts bei 0-0-120Â°, links bei 5-0-120Â° gelegen. Bei beidseitiger
Kapselschwellung habe sich kein Gelenkerguss gezeigt. Im Bereich der WirbelsÃ¤ule
habe keine skoliotische Fehlhaltung bestanden, aber eine vermehrte Lordose der
LWS mit kompensatorisch verstÃ¤rkter BWS-Kyphose und daraus resultierender
verstÃ¤rkter HWS-Lordose. Die Rotation der HWS sei beidseits mit 20Â° mÃ¶glich
gewesen. An der BWS sei die Beweglichkeit bei guter Atemexkursion
eingeschrÃ¤nkt gewesen. An der LWS hÃ¤tten Schmerzen sowohl beim Vorbeugen
als auch bei der Reklination bestanden, eine Lumboischialgie sei nicht angegeben
worden. Die Reflexe seien auf beiden Seiten nicht sicher erhÃ¤ltlich. Es lÃ¤gen
keine seitendifferenten Kennmuskel vor. Im Bereich der Schultergelenke bestehe
beidseits eine Beweglichkeit fÃ¼r Flexion/Extension von 130-0-10Â° und
Innen-/AuÃ�enrotation von 60-0-60Â°. Die Armhebung sei mit 120Â° beidseits
mÃ¶glich gewesen. Am Ellenbogengelenk bestehe eine freie Beugung und
Streckung. Die KlÃ¤gerin sei durch die Gonarthrose sowie die
FunktionseinschrÃ¤nkungen der LWS, BWS und HWS in ihrer GehfÃ¤higkeit deutlich
beeintrÃ¤chtigt. Die bisherige Einstufung des GdB betrage 70. Der GdB
berÃ¼cksichtige nicht nur die orthopÃ¤dischen FunktionsbeeintrÃ¤chtigungen,
sondern auch die Nebendiagnosen. Eine solche EinschrÃ¤nkung sei vergleichbar mit
einem Menschen, der langstreckige Versteifungsoperationen der WirbelsÃ¤ule
durchgemacht haben. Daneben sei die BeeintrÃ¤chtigung vergleichbar mit einem
Menschen, der eine Oberschenkelamputation durchgemacht habe. Die
BewegungseinschrÃ¤nkung und die Minderung der GehfÃ¤higkeit bei der KlÃ¤gerin
Ã¼berstiegen das genannte MaÃ� nicht. Daneben sei die Einstufung mit dem
Kennzeichen â��aGâ�� formal an das Vorliegen einer MdE von 80 gebunden, sodass
das Merkzeichen nicht festgestellt werden kÃ¶nne. Die zu bewÃ¤ltigende
Wegstrecke werde auf 200 Meter geschÃ¤tzt. Die in den Unterlagen angegebenen
Probleme eines Fersensporns bzw. einer operativen MaÃ�nahme an der
WirbelsÃ¤ule lieÃ�en sich durch keine bildgebende Diagnostik oder vorliegende
Dokumente belegen. Es sei sicher unstrittig, dass die KlÃ¤gerin in ihrer
GehfÃ¤higkeit deutlich einschrÃ¤nkt sei. Mit Hilfe des Rollators sei sie aber noch in
der Lage, Wegstrecken zu bewÃ¤ltigen. Die Voraussetzungen die dem Merkzeichen
â��aGâ�� zu Grunde lÃ¤gen, bestÃ¼nden nicht.
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Im Termin zur mÃ¼ndlichen Verhandlung vom 9. Oktober 2019 hat das SG die
KlÃ¤gerin und ihren Sohn persÃ¶nlich angehÃ¶rt (vgl. Protokoll vom gleichen Tag).
Dabei ist erstmals angegeben worden, dass sie zur Untersuchung bei J nicht mit
dem Rollator, sondern auch im Rollstuhl erschienen sei. Ihr Sohn hat angegeben,
dass der SachverstÃ¤ndige zu Unrecht ausfÃ¼hre, dass seine Mutter einen
Gehstock habe. Richtig sei, dass er einen Gehstock benutze. Ihm selbst sei das
Merkzeichen â��aGâ�� ebenfalls zuerkannt. Das SG hat sodann die mÃ¼ndliche
Verhandlung zur DurchfÃ¼hrung weiterer Ermittlungen vertagt. 

Nach zwei nicht wahrgenommenen Begutachtungsterminen hat der
SachverstÃ¤ndige R die KlÃ¤gerin am 22. Juli 2020 ambulant untersucht und in
seinem orthopÃ¤disch-unfallchirurgischen SachverstÃ¤ndigengutachten die
Voraussetzungen des Merkzeichens â��aGâ�� nunmehr als erfÃ¼llt angesehen. Die
Durchblutung von Haut und SchleimhÃ¤uten sei normal und rosig gewesen. Eine
Atemnot bei leichter Belastung habe nicht bestanden. Das Aus- und Ankleiden sei
nur mit Hilfe durch den Sohn gelungen. Die KlÃ¤gerin habe im Rollstuhl gesessen
und kÃ¶nne nur durch Dritte mobilisiert werden. Sie werde durch ihre Tochter
versorgt, morgens aus dem Bett in den Rollstuhl gehoben, dann abends wieder
zurÃ¼ck ins Bett gebracht. Geduscht werde im Sitzen mittels Drehduschstuhl durch
die AngehÃ¶rigen. Gehen und Stehen sei ihr allein nicht mehr mÃ¶glich. Die
Nahrungsaufnahme erfolge selbststÃ¤ndig, eine normale Untersuchung der
KlÃ¤gerin sei nicht mÃ¶glich gewesen, es habe kein ordentlicher orthopÃ¤discher
Befund erhoben werden kÃ¶nnen. Die Bewertung erfolge aufgrund der
eingereichten RÃ¶ntgenbilder. Die HÃ¤nde seien arthrotisch verÃ¤ndert, die Finger
kÃ¶nnten nicht komplett gestreckt werden, aber auch die Flexion (Faustschluss) sei
nicht komplett mÃ¶glich. Im Stand mÃ¼sse sie sich nach vorne gebÃ¼ckt
abstÃ¼tzen. Sie deute auf den linken Gluteus hin, der Schmerzen bereite. Bei
mittlerem Beklopfen der WirbelsÃ¤ule habe kein nennenswerter Schmerz
ausgelÃ¶st werden kÃ¶nnen. Die Beine kÃ¶nnten im Stand nicht durchgedrÃ¼ckt
werden, die KlÃ¤gerin mÃ¼sse sich nach kurzer Zeit wieder hinsetzen. Die Rotation
der HWS sei rechts/links auf 45-0-45Â° limitiert, eine Untersuchung der unteren
ExtremitÃ¤ten nicht mÃ¶glich gewesen. Das Anheben beider Arme sei nur bis 50Â°
Abduktion und Elevation gelungen. Beim passiven Durchbewegen habe sich keine
Krepitation, jedoch ein Druckschmerz an den AnsÃ¤tzen der Rotatorenmanschette
beidseits gezeigt. Die Ellenbogen hÃ¤tten beidseits nicht aktiv und passiv voll
gestreckt werden kÃ¶nnen (20Â° Defizit) bei freier und voller Flexion aktiv und
passiv. Eine aussagekrÃ¤ftige neurologische Untersuchung sei nicht mÃ¶glich
gewesen, die KlÃ¤gerin habe mehrfach erwÃ¤hnt sterben zu wollen. Eine grob
neurologische Untersuchung habe keine Defizite gezeigt, die SensibilitÃ¤t habe
aufgrund des fehlenden VerstÃ¤ndnisses und der fehlenden Sprachbeherrschung
nicht aussagekrÃ¤ftig eruiert werden kÃ¶nnen. Die Erkrankungen hÃ¤tten
mittlerweile zu einer nahezu kompletten Immobilisation der KlÃ¤gerin gefÃ¼hrt.
Auch wenn die kÃ¶rperlichen, orthopÃ¤dischen Leiden eine gewichtige Rolle
spielten, so sei die Gesamtkonstitution multifaktorell. Der Tod des Ehemanns habe
wohl zum deutlichen Fortschreiten der Depression gefÃ¼hrt. Die KlÃ¤gerin sei
nachvollziehbar alleinig nicht mobilisierbar gewesen, nur mit Hilfe des Sohnes sei
ein Aufstehen in den gebÃ¼ckten Stand unter Festhalten am Tisch mÃ¶glich.
Inwieweit eine Simulation oder Aggravation vorgetÃ¤uscht worden sei, kÃ¶nne nicht
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abschlieÃ�end beurteilt werden. Die Degenerationen der LWS seien mit einem GdB
von 20, die mehrsegmentalen degenerativen VerÃ¤nderungen der HWS mit einem
GdB von 20, die beidseitigen Gonarthrosen mit Retropatellararthrosen mit einem
GdB von 30, das subacromiale Impignement links mit einem GdB von 10 und das
chronische Schmerzsyndrom mit einem GdB von 30 zu bewerten. Auf rein
orthopÃ¤dischem Fachgebiet betrage der Gesamt-GdB 80, sicherlich spielten die
internistischen, HNO- und psychischen Aspekte/Erkrankungen auch eine nicht
unwesentliche Rolle, die er fachfremd nicht beurteilen kÃ¶nne. Verglichen zu der
Begutachtung bei J im Mai 2019, zu der sie zunehmend auf einen Rollator
angewiesen gewesen sei, sei sie nunmehr im Rollstuhl immobilisiert. Ein Aufstehen
sei alleine nicht mÃ¶glich, an ein Herumgehen im Untersuchungszimmer nicht zu
denken gewesen. Ein konkreter Zeitpunkt zu dem die Immobilisation eingetreten
sei, kÃ¶nne nicht festgelegt werden. Die AusfÃ¼hrungen von S1 und W seien
nachvollziehbar, die des B1 hingegen nicht. Dieser habe die KlÃ¤gerin offensichtlich
nicht selbst gesehen und stÃ¼tze sich nur auf die Arztberichte. Die AusfÃ¼hrungen
des J seien unter den erhobenen Befunden und unter Betrachtung der gesamten
Unterlagen nachvollziehbar. Dennoch sei eine deutliche Diskrepanz zu dem
erhobenen Befund 05/2019 und den nunmehr erhobenen Befunden zu sehen, die
eine Verschlechterung begrÃ¼ndeten. Einen wesentlichen Aspekt spiele die Psyche,
die sicherlich auch lÃ¤hme. Der GdB betrage unzweifelhaft 100. ErgÃ¤nzend hat er
neben bereits aktenkundigen Befunden die Befundberichte der Radiologischen
Praxis N/F Ã¼ber die MRT der HWS und LWS vom 12. Juni 2019 abgedruckt.

B3 ist dem SachverstÃ¤ndigengutachten versorgungsÃ¤rztlich entgegengetreten.
Die reine Bewertung von RÃ¶ntgenbildern und die Tatsache, dass jemand mit Hilfe
Dritter aus dem Rollstuhl mobilisiert werden mÃ¼sse, fÃ¼hre nicht automatisch zu
den Voraussetzungen fÃ¼r das Merkzeichen â��aGâ��. Auch die Gesamt-GdB-
Bildung auf orthopÃ¤dischem Gebiet mit einem GdB von 80 sei aufgrund der Teil-
GdB nicht schlÃ¼ssig. Er ergÃ¤be sich aufgrund dieser Teil-GdB weder ein Gesamt-
GdB von 80, noch lieÃ�en die Teil-GdB, die sich auf das GehvermÃ¶gen auswirkten,
auf eine derart schwere Behinderung schlieÃ�en, dass die Voraussetzungen fÃ¼r
das Merkzeichen â��aGâ�� erfÃ¼llt seien. Ein aktuelles Pflegegutachten lÃ¤ge
nicht vor, aus den bislang vorliegenden Unterlagen ergÃ¤be sich kein derart
ausgeprÃ¤gter Befund, als dass eine absolute Rollstuhlpflicht begrÃ¼ndbar sei.
Auch fÃ¤nden sich keine aktuellen Befunde bezÃ¼glich der ausgeprÃ¤gten
Depressionen. Eine fachÃ¤rztliche Behandlung finde nicht statt. Auf HNO-
Ã¤rztlichem Gebiet liege ein Tonaudiogramm vom 28. Januar 2018 ohne Diagnose
vor, ein Sprachaudiogramm fehle. Verlaufsbefunde seien nicht aktenkundig, sodass
die die Voraussetzungen fÃ¼r das Merkzeichen â��RFâ�� ebenfalls nicht vorlÃ¤gen.

Auf Nachfrage des SG hat die KlÃ¤gerin mitgeteilt, dass keine Pflegebegutachtung
stattgefunden habe und keine Pflegeleistungen bezogen wÃ¼rden. Die Pflege
erfolge durch die Kinder.

Mit Urteil ohne mÃ¼ndliche Verhandlung vom 19. Juli 2021 hat das SG den
Bescheid vom 15. Mai 2017 in der Fassung des Teilabhilfebescheides vom 7.
September 2017 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 21. November
2017 abgeÃ¤ndert und den Beklagten verpflichtet, die gesundheitlichen
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Voraussetzungen fÃ¼r die Inanspruchnahme des Merkzeichens â��aGâ�� ab dem
22. Juli 2020 festzustellen. Im Ã�brigen hat es die Klage abgewiesen. Zur
BegrÃ¼ndung hat es ausgefÃ¼hrt, dass die KlÃ¤gerin an einer beidseitigen
Gonarthrose mit Retropatallarthrose, Osteochondrosen der LWS, BWS und HWS,
einer Spinalkanalstenose der HWS, einer beidseitigen Rhizarthrose und an einem
chronischen Schmerzsyndrom leide, welches mit starken Schmerzmitteln behandelt
werde. ZusÃ¤tzlich befinde sich die KlÃ¤gerin in einem adipÃ¶sen
ErnÃ¤hrungszustand, was ihre BewegungsfÃ¤higkeit zusÃ¤tzlich einschrÃ¤nke. Sie
sei aufgrund der Gonarthrose sowie der FunktionseinschrÃ¤nkungen der LWS, der
HWS und der BWS in ihrer GehfÃ¤higkeit deutlich beeintrÃ¤chtigt. Nach den
AusfÃ¼hrungen von R sei sie nachvollziehbar nicht alleinig mobilisierbar gewesen,
dass Stehen am Tisch nur im gebÃ¼ckten Stand unter Festhalten am Tisch
mÃ¶glich. Sie sei zur Untersuchung im Rollstuhl erschienen und ein Umhergehen im
Untersuchungszimmer nicht mÃ¶glich gewesen. Diese mobilitÃ¤tsbezogene
TeilhabebeeintrÃ¤chtigung entsprÃ¤che einem GdB von mindestens 80. Die
BeeintrÃ¤chtigung sei vergleichbar mit WirbelsÃ¤ulenschÃ¤den bei schwerster
Belastungsinsuffizienz, die bis zur Geh- und StehunfÃ¤higkeit fÃ¼hrten. Dabei seien
zusÃ¤tzlich die Kniescheibenbeschwerden und das chronische Schmerzsyndrom zu
berÃ¼cksichtigen. Sowohl R als auch die behandelnden Ã�rzte, die schriftlich als
sachverstÃ¤ndige Zeuge vernommen worden seien, bestÃ¤tigten, dass die
KlÃ¤gerin Ã¼berwiegend nur noch mit einem Rollstuhl bewegt werden kÃ¶nne. S1
habe bereits in der Auskunft vom 12. MÃ¤rz 2018 angegeben, dass bei der
KlÃ¤gerin eine ausgeprÃ¤gte GangstÃ¶rung bestehe und sie wenige Meter nur
unter Zuhilfenahme von ein bis zwei Helfern bewÃ¤ltigen kÃ¶nne, ansonsten nur im
Rollstuhl bewegt werde. Auch W beschreibe, dass die KlÃ¤gerin nur eine sehr
eingeschrÃ¤nkte Wegstrecke zurÃ¼cklegen kÃ¶nne und ansonsten mit dem
Rollstuhl bewegt werden mÃ¼sse. Die Voraussetzungen fÃ¼r die Feststellung der
gesundheitlichen Voraussetzungen des Merkzeichens â��RFâ�� lÃ¤gen nicht vor, da
der KlÃ¤gerin die Teilnahme an Ã¶ffentlichen Veranstaltungen nicht stÃ¤ndig
unmÃ¶glich sei. Sie sei mit dem Rollstuhl und einer Begleitperson hinreichend
mobil, um an Ã¶ffentlichen Veranstaltungen teilnehmen zu kÃ¶nnen, wie sich
sowohl aus der Auskunft von S1 vom 12. MÃ¤rz 2018, als auch aus der Auskunft von
W vom 11. April 2019 ergebe. Beide hielten eine Teilnahme an einer Ã¶ffentlichen
Veranstaltung mit Begleitung und im Rollstuhl fÃ¼r mÃ¶glich.

Gegen das am 13. August 2021 zugestellte Urteil hat der Beklagte am 7. September
2021 Berufung beim Landessozialgericht Baden-WÃ¼rttemberg (LSG) eingelegt und
auf die versorgungsÃ¤rztliche Stellungnahme des W1 verwiesen. Danach lieÃ�en
sich die Voraussetzungen eines mobilitÃ¤tsbezogenen GdB von 80 nicht
nachweislich ableiten. Weder von Seiten der unteren ExtremitÃ¤ten noch der
WirbelsÃ¤ule seien entsprechend ausgeprÃ¤gte FunktionseinschrÃ¤nkungen
fassbar, als dass diese zu einem mobilitÃ¤tsbedingten GdB von 80 fÃ¼hrten. R
beschreibe selbst, dass eine normale Untersuchung der KlÃ¤gerin nicht mÃ¶glich
gewesen sei. Er habe keinen ordentlichen Befund erheben kÃ¶nnen und damit sei
die Annahme einer auÃ�ergewÃ¶hnlichen Gehbehinderung nur aufgrund der von
der KlÃ¤gerin demonstrierten ImmobilitÃ¤t erfolgt, wonach sie im Rollstuhl sitze
und nur durch Dritte mobilisiert werden kÃ¶nne. R gebe aber ausdrÃ¼cklich an,
dass nicht beurteilt werden kÃ¶nne, inwieweit eine Simulation oder Aggravation
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vorgelegen habe. Damit fehle es am Nachweis der Voraussetzungen fÃ¼r das
Merkzeichen â��aGâ��. Weiterhin sei die HÃ¶he des GdB mit 70 im Klageverfahren
nicht angegriffen worden und damit rechtskrÃ¤ftig. HierÃ¼ber habe das SG auch
keine Entscheidung getroffen.

Der Beklagte beantragt,

das Urteil des Sozialgerichts Ulm vom 19. Juli 2021 abzuÃ¤ndern, die Klage
vollumfÃ¤nglich abzuweisen und die Anschlussberufung der KlÃ¤gerin
zurÃ¼ckzuweisen.

Die KlÃ¤gerin beantragt, sinngemÃ¤Ã�,

das Urteil des Sozialgerichts Ulm vom 19. Juli 2021 abzuÃ¤ndern, den Beklagten zu
verpflichten, unter weiterer AbÃ¤nderung des Bescheide vom 15. Mai 2017 in der
Fassung des Teilabhilfebescheides vom 7. September 2017 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 7. September 2017 die gesundheitlichen
Voraussetzungen fÃ¼r die Inanspruchnahme des Merkzeichens â��aGâ�� bereits
am dem 15. Februar 2017 sowie die gesundheitlichen Voraussetzungen fÃ¼r die
Inanspruchnahme des Merkzeichens â��RFâ�� ab dem 15. Februar 2017
festzustellen und die Berufung des Beklagten zurÃ¼ckzuweisen.

Sie macht geltend, die Feststellung der gesundheitlichen Voraussetzungen sowohl
fÃ¼r das Merkzeichen â��aGâ�� als auch fÃ¼r das Merkzeichen â��RFâ�� jeweils
ab Antragstellung beanspruchen zu kÃ¶nnen.

Hinsichtlich des weiteren Sach- und Streitstandes wird auf die Verwaltungs- und
Gerichtsakte Bezug genommen.

Â 

EntscheidungsgrÃ¼nde

Der Senat konnte verhandeln und entscheiden, obwohl die KlÃ¤gerin zum Termin
zur mÃ¼ndlichen Verhandlung nicht erschienen ist, da mit der ordnungsgemÃ¤Ã�
zugestellten Ladung auf diese MÃ¶glichkeit hingewiesen worden ist (Â§ 110 Abs. 1
Satz 2 Sozialgerichtsgesetz [SGG]). Einen Antrag auf Terminverlegung hat die
KlÃ¤gerin nicht gestellt, vielmehr hat der Sohn lediglich mitgeteilt, zum Termin zur
mÃ¼ndlichen Verhandlung nicht erscheinen zu kÃ¶nnen, aber telefonisch
erreichbar zu sein (vgl. Aktenvermerk vom 18. November 2021).

Die form- und fristgerecht (Â§ 151 SGG) eingelegte Berufung des Beklagten ist
statthaft (Â§Â§Â 143,Â 144Â SGG), auch im Ã�brigen zulÃ¤ssig und begrÃ¼ndet.
Die unselbststÃ¤ndige Anschlussberufung der KlÃ¤gerin ist nach Â§ 202 Satz 1 SGG
i.Â V.Â m. Â§ 524 ZPO statthaft (Keller in: Meyer-Ladewig/Keller/Leitherer/Schmidt,
Kommentar zum SGG, 13. Aufl. 2020, Â§ 143 Rz. 5), im Ã�brigen zulÃ¤ssig,
insbesondere nicht fristgebunden, aber unbegrÃ¼ndet.
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Streitgegenstand des Berufungsverfahrens ist das Urteil des SG vom 19. Juli 2021,
mit dem der Beklagte auf die kombinierte Anfechtungs- und Verpflichtungsklage (Â§
54 Abs. 1 SGG) verpflichtet worden ist, unter AbÃ¤nderung des Bescheides vom 15.
Mai 2017 in der Fassung des Teil-Abhilfebescheides (Â§ 86 SGG) vom 7. September
2017 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides (Â§Â 95 SGG) vom 21. November
2017 die gesundheitlichen Voraussetzungen fÃ¼r die Inanspruchnahme des
Merkzeichens â��aGâ�� ab dem 22. Juli 2020 festzustellen sowie die Klage im
Ã�brigen abgewiesen worden ist. Nachdem der Senat das Vorbringen der KlÃ¤gerin
unter BerÃ¼cksichtigung des MeistbegÃ¼nstigungsgrundsatzes als â��
unselbststÃ¤ndige â�� Anschlussberufung auslegt, mit der das Merkzeichen
â��aGâ�� ab einem frÃ¼heren Zeitpunkt und das Merkzeichen â��RFâ�� bereits ab
Antragstellung begehrt wird, ist das Urteil des SG nicht teilweise rechtskrÃ¤ftig
geworden, sondern vollumfÃ¤nglich Gegenstand des Berufungsverfahrens.
Hinsichtlich der HÃ¶he des GdB ist bereits keine Klage erhoben worden, sodass der
Bescheid bestandskrÃ¤ftig ist und das SG hierÃ¼ber folgerichtig nicht entschieden
hat. MaÃ�gebender Zeitpunkt fÃ¼r die Beurteilung der Sach- und Rechtslage ist bei
dieser Klageart grundsÃ¤tzlich der Zeitpunkt der letzten mÃ¼ndlichen Verhandlung
in den Tatsacheninstanzen (vgl. Bundessozialgericht [BSG], Urteil vom 2.
September 2009 â��Â B 6 KA 34/08 â��, juris, Rz. 26; Keller in: Meyer-
Ladewig/Keller/Leitherer/Schmidt, a.Â a.Â O., Â§ 54 Rz. 34).

Die BegrÃ¼ndetheit der Berufung und die UnbegrÃ¼ndetheit der
Anschlussberufung folgen aus der UnbegrÃ¼ndetheit der Klage. Der Bescheid vom
15. Mai 2017 in der Fassung des Teil-Abhilfebescheides vom 7.Â September 2017 in
der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 21. November 2017 ist rechtmÃ¤Ã�ig
und verletzt die KlÃ¤gerin nicht in ihren Rechten (Â§ 54 Abs. 1 Satz 2 SGG). Sie
kann die Feststellung der gesundheitlichen Voraussetzungen fÃ¼r die
Inanspruchnahme des Merkzeichens â��aGâ�� insgesamt, somit auch nicht zu
einem frÃ¼heren Zeitpunkt, ebenso wenig beanspruchen wie die des Merkzeichens
â��RFâ��. Dies folgt fÃ¼r den Senat aus dem SachverstÃ¤ndigengutachten des J,
der die gegenteiligen EinschÃ¤tzungen der behandelnden Ã�rzte anhand der von
ihm erhobenen Befunde Ã¼berzeugend widerlegen konnte. Abweichende Befunde
hat der SachverstÃ¤ndige R nicht objektivieren kÃ¶nnen, sodass seine
Schlussfolgerungen schon auf keinen tragfÃ¤higen AnknÃ¼pfungstatsachen
basieren und im Ã�brigen seine GdB-EinschÃ¤tzung weder mit den rechtlichen
Vorgaben korrespondiert noch einen mobilitÃ¤tsbezogenen Teil-GdB von 80
rechtfertigt.

Anspruchsgrundlage fÃ¼r die begehrte Feststellung ist Â§ 152 Abs. 4
Sozialgesetzbuch Neuntes Buch (SGB IX). Dieser bestimmt, dass wenn neben dem
Vorliegen einer Behinderung weitere gesundheitliche Merkmale Voraussetzungen
fÃ¼r die Inanspruchnahme von Nachteilsausgleichen sind, die zustÃ¤ndigen
BehÃ¶rden die erforderlichen Feststellungen im Verfahren nach Absatz 1 treffen. Zu
diesen Merkmalen gehÃ¶rt das im Sinne des Â§ 6 Abs. 1 Nr. 14
StraÃ�enverkehrsgesetz (StVG) oder entsprechender straÃ�enverkehrsrechtlicher
Vorschriften in den Schwerbehindertenausweis einzutragende Merkzeichen
â��aGâ�� (Â§ 3 Abs. 1 Nr. 1 Schwerbehindertenausweisverordnung).
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Â§ 229 Abs. 3 SGB IX enthÃ¤lt nunmehr die Legaldefinition des Nachteilsausgleichs
â��auÃ�ergewÃ¶hnlich gehbehindertâ��, die zuvor aufgrund Artikel 3 Nr. 13 des
Gesetzes zur Teilhabe und Selbstbestimmung von Menschen mit Behinderungen
(Bundesteilhabegesetz vom 23. Dezember 2016) seit 30. Dezember 2016 in Â§ 146
Abs. 3 SGB IX enthalten war. Nach Â§ 229 Abs. 3 SGB IX sind schwerbehinderte
Menschen mit auÃ�ergewÃ¶hnlicher Gehbehinderung Personen mit einer
erheblichen mobilitÃ¤tsbezogenen TeilhabebeeintrÃ¤chtigung, die einem Grad der
Behinderung von mindestens 80 entspricht (Satz 1). Eine erhebliche
mobilitÃ¤tsbezogene TeilhabebeeintrÃ¤chtigung liegt vor, wenn sich die
schwerbehinderten Menschen wegen der Schwere ihrer BeeintrÃ¤chtigung dauernd
nur mit fremder Hilfe oder mit groÃ�er Anstrengung auÃ�erhalb ihres
Kraftfahrzeuges bewegen kÃ¶nnen (Satz 2). Hierzu zÃ¤hlen insbesondere
schwerbehinderte Menschen, die auf Grund der BeeintrÃ¤chtigung der
GehfÃ¤higkeit und Fortbewegung â�� dauerhaft auch fÃ¼r sehr kurze Entfernungen
â�� aus medizinischer Notwendigkeit auf die Verwendung eines Rollstuhls
angewiesen sind (Satz 3). Verschiedenste GesundheitsstÃ¶rungen (insbesondere
StÃ¶rungen bewegungsbezogener, neuromuskulÃ¤rer oder mentaler Funktionen,
StÃ¶rungen des kardiovaskulÃ¤ren oder Atmungssystems) kÃ¶nnen die
GehfÃ¤higkeit erheblich beeintrÃ¤chtigen (Satz 4). Diese sind als
auÃ�ergewÃ¶hnliche Gehbehinderung anzusehen, wenn nach
versorgungsÃ¤rztlicher Feststellung die Auswirkung der GesundheitsstÃ¶rungen
sowie deren Kombination auf die GehfÃ¤higkeit dauerhaft so schwer ist, dass sie
der unter Satz 1 genannten BeeintrÃ¤chtigung gleichkommt (Satz 5).

Nach der GesetzesbegrÃ¼ndung (vgl. BT-Drucks. 18/9522 zu Nr. 13 [Â§146] S. 318)
kann beispielsweise bei folgenden BeeintrÃ¤chtigungen eine solche Schwere
erreicht werden, dass eine erhebliche mobilitÃ¤tsbezogene
TeilhabebeeintrÃ¤chtigung vorliegt: zentralnervÃ¶sen, peripher-neurologischen
oder neuromuskulÃ¤r bedingten GangstÃ¶rungen mit der UnfÃ¤higkeit, ohne
UnterstÃ¼tzung zu gehen, oder wenn eine dauerhafte Rollstuhlbenutzung
erforderlich ist (insbesondere bei QuerschnittlÃ¤hmung, Multipler Sklerose,
Amyotropher Lateralsklerose [ALS], Parkinsonerkrankung, Para- oder Tetraspastik in
schwerer AusprÃ¤gung), einem Funktionsverlust beider Beine ab
OberschenkelhÃ¶he oder einem Funktionsverlust eines Beines ab
OberschenkelhÃ¶he ohne MÃ¶glichkeit der prothetischen oder orthetischen
Versorgung (insbesondere bei Doppeloberschenkelamputierten und
HÃ¼ftexartikulierten), schwerster EinschrÃ¤nkung der HerzleistungsfÃ¤higkeit
(insbesondere bei LinksherzschwÃ¤che Stadium NYHA I), schwersten
GefÃ¤Ã�erkrankungen [insbesondere bei arterieller Verschlusskrankheit Stadium
IV), Krankheiten der Atmungsorgane mit nicht ausgleichbarer EinschrÃ¤nkung der
Lungenfunktion schweren Grades und einer schwersten BeeintrÃ¤chtigung bei
metastasierendem Tumorleiden (mit starker Auszehrung und fortschreitendem
KrÃ¤fteverfall).

Â§ 229 Abs. 3 SGB IX normiert mehrere (kumulative) Voraussetzungen: ZunÃ¤chst
muss bei dem Betroffenen eine mobilitÃ¤tsbezogene TeilhabebeeintrÃ¤chtigung
bestehen; diese muss einem GdB von mindestens 80 entsprechen. DarÃ¼ber
hinaus muss die mobilitÃ¤tsbezogene TeilhabebeeintrÃ¤chtigung auch erheblich
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sein. Mit der Bezugnahme auf mobilitÃ¤tsbezogene TeilhabebeeintrÃ¤chtigungen
wollte sich der Gesetzgeber von der Einengung auf orthopÃ¤dische
GesundheitsstÃ¶rungen lÃ¶sen, so dass â��keine Fallgestaltung von vornherein
bevorzugt oder ausgeschlossen wird, auch nicht dem Anschein nachâ�� (BT-Drs.
18/9522, S. 318). Trotz dieser Ausweitung Ã¼bernimmt die Neuregelung den
bewÃ¤hrten Grundsatz, dass das Recht, BehindertenparkplÃ¤tze zu benutzen, nur
unter engen Voraussetzungen eingerÃ¤umt werden darf und verlangt daher auf der
zweiten PrÃ¼fungsstufe einen â�� relativ hohen â�� GdB von wenigstens 80 fÃ¼r
die mobilitÃ¤tsbezogene TeilhabebeeintrÃ¤chtigung (vgl. Senatsurteil vom 3.
August 2017 â�� L 6 SB 3654/16 â�� n. v.; Vogl in: jurisPK-SGB XI, 3. Aufl. 2018, Â§
229 Rz.Â 32 ff.).

Nach diesen MaÃ�stÃ¤ben kann sich der Senat nicht vom Bestehen einer
erheblichen mobilitÃ¤tsbezogenen TeilhabebeeintrÃ¤chtigung Ã¼berzeugen, die
einem GdB von 80 entspricht. Somit kommt es nicht entscheidungserheblich darauf
an, dass der Beklagte bei der KlÃ¤gerin bislang nur einen GdB von 70 festgestellt
hat.

Im Bereich der unteren ExtremitÃ¤ten leidet die KlÃ¤gerin unter einer beidseitigen
Gonarthrose, wie der Senat dem SachverstÃ¤ndigengutachten des J entnimmt.
Diese fÃ¼hrt indessen zu keiner relevanten BewegungseinschrÃ¤nkung, vielmehr
ist von dem SachverstÃ¤ndigen eine Beweglichkeit des rechten Knies mit 0-0-120Â°
und des linken Knies mit 5-0-120Â° befundet worden. Diese Befunde entsprechen
denen des K2, dessen Bericht der Senat im Wege des Urkundsbeweises verwertet
(Â§ 118 Abs. 1 SGG i.Â V.Â m.Â Â§Â§Â 415Â ff.Â Zivilprozessordnung [ZPO]). Dieser
hat eine beidseitige Beweglichkeit von 0-5-130Â° angegeben. Es bestehen somit
weitgehende Normalbefunde, die nach den VG, Teil B, Nr. 18.14 nicht einmal zur
Annahme einer wenigstens geringgradigen EinschrÃ¤nkung der Beweglichkeit
fÃ¼hren, die erst bei einer nur mÃ¶glichen Streckung/Beugung von 0-0-90Â°
beidseits mit einem GdB von 10 bis 20 anzunehmen wÃ¤re. Die objektivierte
leichtgradige EinschrÃ¤nkung der Streckung bei im Wesentlichen freier Beugung
rechtfertigt die Annahme einer relevanten BewegungseinschrÃ¤nkung nicht.
Daneben hat J zwar eine Kapselschwellung beschrieben, einen Gelenkerguss aber
beidseits nicht sichern kÃ¶nnen. Anhaltspunkte fÃ¼r anhaltende
Reizerscheinungen, die eine gesonderte Bewertung der KnorpelschÃ¤den nach den
VG, Teil B, Nr. 18.14 rechtfertigen kÃ¶nnte, sind daher keine gegeben. Vielmehr ist
bei der KlÃ¤gerin die Streckung nur minimal eingeschrÃ¤nkt und die Beugung zeigt
annÃ¤hernde NormalmaÃ�e. 

Weiterhin haben J und K2 normale Beweglichkeiten an den HÃ¼ften und
Sprunggelenken befundet. Soweit in den Befundberichten auf einen Fersensporn
beidseits verwiesen wird, hat der SachverstÃ¤ndige J Ã¼berzeugend dargelegt,
dass sich fÃ¼r daraus resultierende FunktionseinschrÃ¤nkungen kein Anhalt ergab.
Abweichendes hat R, der nach eigenem Bekunden keinen ordentlichen
orthopÃ¤dischen Befund erhoben hat, nicht beschrieben. Seinen spÃ¤rlichen
Befunden lÃ¤sst sich aber immerhin entnehmen, dass die grob neurologische
Untersuchung keine Defizite zeigte.
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An der WirbelsÃ¤ule beschreibt J Osteochondrosen der LWS, BWS und HWS und gibt
an letzterer Spinalkanalstenosen an. Er hat einen LinksÃ¼berhang ohne skoliotische
Fehlhaltung befundet sowie eine vermehrte Lordose der LWS mit kompensatorisch
verstÃ¤rkter BWS-Kyphose und einer daraus resultierenden verstÃ¤rkten HWS-
Lordose. Passend hierzu beschreibt die MRT der HWS/BWS eine denkbare mÃ¤Ã�ige
Kompression im Bereich der HWS und schlieÃ�t einen Kompressionseffekt an der
BWS aus. Die Beweglichkeit der HWS gibt J fÃ¼r die Rotation mit 20-0-20Â° an und
beschreibt eine eingeschrÃ¤nkte Beweglichkeit der BWS mit guter Atemexkursion.
An der LWS ist keine Lumboischialgie angegeben worden, Schmerzen wurden beim
Vor- und RÃ¼ckbeugen an der LWS geklagt.

Hinsichtlich der Spinalkanalstenose, die J als mittelgradig ohne Myelopathiesignal
beschreibt, hat B1 versorgungsÃ¤rztlich Ã¼berzeugend herausgearbeitet, dass es
einer absoluten Spinalkanalstenose der HWS bedarf, um relevante
Ausfallerscheinungen an den unteren GliedmaÃ�en und damit bezogen auf die
MobilitÃ¤t zu begrÃ¼nden. Eine solche verneint er schlÃ¼ssig, nachdem er die MRT
dahin auswertet, dass sich im Bereich der HWS zwar ausgeprÃ¤gte degenerative
VerÃ¤nderungen zeigten, aber nur mÃ¤Ã�iggradige Einengungen der
ZwischenwirbellÃ¶cher bestehen und keine Kompression des zervikalen
RÃ¼ckenmarks vorliegt. Korrespondierend hierzu hat der K in seinem Befundbericht
Ã¼ber die ambulante Untersuchung vom 10. Februar 2017 bei mittels MRT
beschriebener multisegmentalen degenerativen VerÃ¤nderungen der HWS mit
Spinalkanalstenose ein unauffÃ¤lliges Gangbild mit auffÃ¤lligem Druckschmerz der
HWS ohne BewegungseinschrÃ¤nkung der HWS beschrieben. Paresen oder
SensibilitÃ¤tsstÃ¶rungen zeigten sich nicht. Ebenso hat K2 nur eine endgradig
limitierte Funktion und ausgeprÃ¤gte Disbalance entlang der HWS befundet. Dass
die von K2 befundendete Beweglichkeit keinen RÃ¼ckschluss auf die Notwendigkeit
zur Nutzung eines Rollstuhls ergibt, ist von W1 versorgungsÃ¤rztlich Ã¼berzeugend
dargelegt worden. Eine relevante Befundverschlechterung ist insoweit nicht
gegeben, nachdem die MRT der HWS vom 12. Juni 2019 keine aktivierte
Osteochondrose bei Bandscheibenprotusionen mit ausreichend weiten
Neuroforamina zeigte und auch an der BWS keine wesentliche neuroforaminale
Enge bestand.

Auch wenn BewegungseinschrÃ¤nkungen an der HWS allein keine
mobilitÃ¤tsbezogenen EinschrÃ¤nkungen begrÃ¼nden, ergibt sich aus dem
SachverstÃ¤ndigengutachten des J eine Beweglichkeit der HWS mit 20-0-20Â°,
wÃ¤hrend R diese mit 45-0-45Â° befundet und damit einen deutlich besseren
Befund erhoben hat. Eine Verschlechterung wird dadurch klinisch gerade nicht
belegt. Eine aufgehobene RotationsfÃ¤higkeit der HWS besteht somit entgegen der
Darlegungen des W ebenfalls nicht.

Wenn der S1 (Befundbericht Ã¼ber die ambulante Untersuchung vom 6. Februar
2017) selbst beschreibt, dass die Degenerationen an der HWS geeignet sind, eine
Spinalkanalstenose zu verursachen, erfreulicherweise aber keine wesentliche
Myelonkompression besteht, Ã¼berzeugt es â�� insbesondere unter
BerÃ¼cksichtigung des neurochirurgischen Berichtes des K (vgl. oben) â�� nicht,
wenn er in der Folge aus diesen Befunden eine stark eingeschrÃ¤nkte MobilitÃ¤t
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herleitet, weswegen er die Verordnung eines Rollstuhls fÃ¼r erforderlich hÃ¤lt.
DemgegenÃ¼ber hat er in seiner sachverstÃ¤ndigen Zeugenauskunft selbst
eingerÃ¤umt, dass das degenerative HWS/LWS-Syndrom nur mittelschwer ist und
die angenommene GangstÃ¶rung unklarer Genese sehr schwer sei und die
KlÃ¤gerin an den Rollstuhl fessele, was wiederum mit den Feststellungen des
SachverstÃ¤ndigen J, der das GehvermÃ¶gen anhand der erhobenen Befunde auf
200 Meter eingeschÃ¤tzt hat, nicht vereinbar ist.

Letztlich ergibt sich aus der MRT der LWS vom 12. Juni 2019 im Bereich der LWS
weiterhin nur eine leichte neuroforaminale Einengung durch
Bandscheibenprotusionen vor allem LWK3/4 rechts bei fehlender relevanter
Einengung rechts, sodass eine Befundverschlechterung hier ebenfalls nicht zu
erkennen ist. Passend hierzu hat R angegeben, dass bei mittlerem Beklopfen der
WirbelsÃ¤ule keine nennenswerte Schmerzangabe erfolgte.

Die zu objektivierenden Befunde rechtfertigen die Zuerkennung des Merkzeichens
somit weder nach geltendem Recht, noch aufgrund der vor 2018 geltenden
Rechtslage.

Soweit die KlÃ¤gerin erstmals im Termin zur mÃ¼ndlichen Verhandlung beim SG
geltend gemacht hat, zu der Untersuchung bei J nicht mit dem Rollator, sondern im
Rollstuhl sitzend erschienen zu sein, stellt dies die Richtigkeit des
SachverstÃ¤ndigengutachtens nicht in Frage. Der SachverstÃ¤ndige hat seine
Schlussfolgerung nÃ¤mlich nicht tragend darauf gestÃ¼tzt, wie die KlÃ¤gerin zu der
Untersuchung erschienen ist, sondern hat diese aus seinen erhobenen
medizinischen Befunden hergeleitet. Dass er dabei berÃ¼cksichtigt hat, dass die
KlÃ¤gerin Ã¼ber einen Rollator als Hilfsmittel verfÃ¼gt, steht seiner EinschÃ¤tzung
nicht entgegen und entspricht im Ã�brigen den Darlegungen des behandelnden S1,
dass neben dem Rollstuhl ein Rollator genutzt wird. Dass die von J erhobenen
Befunde die Schlussfolgerungen tragen und plausibel sind, ist von dem
SachverstÃ¤ndigen R ausdrÃ¼cklich bestÃ¤tigt worden. Die fÃ¼r die Entscheidung
in prozessualer und materieller Hinsicht wesentlichen Tatsachen sind daher durch
das SachverstÃ¤ndigengutachten bereits festgestellt gewesen und bedurften
deshalb keines weiteren Beweises (vgl. Keller in: Meyer-
Ladewig/Keller/Leitherer/Schmidt, a. a. O., Â§ 118 Rz. 7), sodass die Erhebung eines
weiteren SachverstÃ¤ndigenbeweises â�� durch die Begutachtung R â�� schon
nicht geboten gewesen ist.

Es kann somit dahinstehen, dass das SG zu Recht darauf hingewiesen hat, dass es
nicht nachvollziehbar ist, weshalb die KlÃ¤gerin den Umstand, nicht mit dem
Rollator zur Untersuchung erschienen zu sein, erst gut ein halbes Jahr nachdem ihr
das SachverstÃ¤ndigengutachten zur Kenntnis gegeben wurde, gerÃ¼gt hat (vgl.
zur Pflicht der Beteiligten, Einwendungen innerhalb eines angemessenen Zeitraums
mitzuteilen: Â§ 118 Abs. 1 Satz 1 SGG i.Â V.Â m. Â§ 411 ZPO). Lediglich ergÃ¤nzend
ist darauf hinzuweisen, dass es Ã¼berhaupt nicht glaubhaft ist, dass dem Sohn â��
nach seinen Angaben â�� das Merkzeichen â��aGâ�� zuerkannt worden ist, wenn
er nach eigenem Bekunden nur einen Gehstock benÃ¶tigt, er aber trotzdem seine
im Rollstuhl sitzende Mutter begleiten kann.

                            14 / 18

https://dejure.org/gesetze/SGG/118.html
https://dejure.org/gesetze/ZPO/411.html


 

Weitere FunktionseinschrÃ¤nkungen, die sich auf die MobilitÃ¤t auswirken
kÃ¶nnten, sind nicht durch entsprechende Ã¤rztliche Befundberichte belegt und von
der KlÃ¤gerin letztlich nicht geltend gemacht worden. Soweit R auf
FunktionseinschrÃ¤nkungen auf anderen Fachgebieten verweist, hat er hierzu
weder einen eigenen Befund mitgeteilt noch AnknÃ¼pfungsbefunde benannt, die
RÃ¼ckschlÃ¼sse auf solche zulassen wÃ¼rden. Dies gilt insbesondere insofern, als
er die Zunahme einer Depression beschreibt, da es hierfÃ¼r an entsprechenden
Befunden fehlt, wie B3 zu Recht bemÃ¤ngelt, sodass es sich um eine bloÃ�e
MutmaÃ�ung des SachverstÃ¤ndigen handelt.

Daneben lÃ¤sst sich anhand der objektivierten FunktionseinschrÃ¤nkungen kein
mobilitÃ¤tsbezogener GdB von 80 bilden, wie B1 versorgungsÃ¤rztlich
Ã¼berzeugend dargelegt hat. Soweit sich das SG zur BegrÃ¼ndung seiner
abweichenden Auffassung auf die Darlegungen des SachverstÃ¤ndigen R stÃ¼tzt,
beachtet es nicht hinreichend, dass dieser gerade keine
FunktionseinschrÃ¤nkungen objektiviert hat. Vielmehr ist er seiner zentralen
Aufgabe als SachverstÃ¤ndiger, einen kÃ¶rperlichen Untersuchungsbefund zu
erheben, nicht nachgekommen. Seine Schlussfolgerungen beruhen daher nicht auf
objektivierten Befunden und kÃ¶nnen als Entscheidungsgrundlage nicht
herangezogen werden. UnabhÃ¤ngig davon ergeben die von R mitgeteilten Teil-GdB
keinesfalls einen orthopÃ¤dischen bzw. mobilitÃ¤tsbezogenen GdB von 80, worauf
B3 zu Recht hinweist. Soweit R meint, die Bewertung der
WirbelsÃ¤ulenfunktionseinschrÃ¤nkungen nur an den radiologischen
Befundberichten ausrichten zu kÃ¶nnen, Ã¼bersieht er, dass es auf den
radiologischen Befund nach den Vorgaben der VG (vgl.Â VG,Â TeilÂ B, Nr. 18.1)
gerade nicht ankommt, sondern dieser nur zur Plausibilisierung heranzuziehen ist.
Aus der nur eingeschrÃ¤nkten RotationsfÃ¤higkeit der HWS allein lÃ¤sst sich nicht
auf mittelgradige FunktionseinschrÃ¤nkungen der HWS, entsprechend eines Teil-
GdB von 20, schlieÃ�en. FÃ¼r den weiteren Teil-GdB von 20 fÃ¼r die LWS fehlt es
an einem erhobenen Funktionsbefund, wobei aus beiden Befunden zusammen fÃ¼r
die WirbelsÃ¤ule als Ganzes (im Funktionssystem â��Rumpfâ��) damit kein
hÃ¶herer Teil-GdB als 30 zu bilden ist, der nicht vollumfÃ¤nglich als
mobilitÃ¤tsbezogen angesehen werden kann, wie oben ausgefÃ¼hrt. Der fÃ¼r die
Gonarthrose angenommene Teil-GdB von 30 kann von seinen Befunden schon
deshalb nicht gestÃ¼tzt werden, da er dargelegt hat, keine Untersuchung der
unteren GliedmaÃ�en durchgefÃ¼hrt zu haben. Dabei setzt er sich auch nicht damit
auseinander, dass J die Kniebeweglichkeit mit 0-0-120Â° bzw. 5-0-120Â° befundet
hat, was nach den VG, Teil B, Nr. 18.14 einer nicht einmal geringgradigen
beidseitigen BewegungseinschrÃ¤nkung (0-0-90Â°) entspricht, die mit einem Teil-
GdB von 10 bis 20 zu bewerten wÃ¤re. Soweit er an die KnorpelschÃ¤den
anknÃ¼pfen mÃ¶chte, Ã¼bersieht er, dass nach den VG KnorpelschÃ¤den nur bei
anhaltenden Reizerscheinungen zu bewerten sind (vgl. VG, Teil B, Nr. 18.14), J einen
Gelenkerguss aber gerade verneint und R einen solchen, mangels Untersuchung,
nicht festgestellt hat (vgl. oben). Letztlich sieht R nicht, dass die
WirbelsÃ¤ulenbeschwerden und das von ihm angenommene chronische
Schmerzsyndrom Ã�berschneidungen aufweisen, die bei der Gesamt-GdB-Bildung
bzw. der Bildung des mobilitÃ¤tsbezogenen GdB ebenfalls zu berÃ¼cksichtigen sind
und auch gegen einen mobilitÃ¤tsbezogenen GdB von wenigstens 80 sprechen, wie
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von B3 versorgungsÃ¤rztlich fÃ¼r den Senat Ã¼berzeugend herausgearbeitet
worden ist.

Lediglich ergÃ¤nzend ist darauf hinzuweisen, dass die AusfÃ¼hrungen des R nicht
dadurch an Ã�berzeugungskraft gewinnen und das SachverstÃ¤ndigengutachten
des J nicht in Frage stellen, dass er darauf hinweist, Simulation und Aggravation
nicht abschlieÃ�end ausschlieÃ�en zu kÃ¶nnen, worauf W1 versorgungsÃ¤rztlich zu
Recht hingewiesen hat.

Letztlich erweisen sich die AusfÃ¼hrungen des R zu den Vorbefunden als
unplausibel. Wenn er konstatiert, dass den AusfÃ¼hrungen der behandelnden
Ã�rzte in ihren EinschÃ¤tzungen zu folgen sei, die Befunde des J zu dessen
Untersuchungszeitpunkt nachvollziehbar seien und sich eine Verschlechterung im
Befund eingestellt habe, verkennt er â�� was auch das SG nicht berÃ¼cksichtigt
â��, dass die Befunde der behandelnden Ã�rzte ausnahmslos vor der Untersuchung
durch J erhoben worden sind und die EinschÃ¤tzungen gerade nicht bestÃ¤tigt
haben. Weiter geht die Auffassung des R fehl, dass den Darlegungen des
Versorgungsarztes B1 schon deshalb nicht gefolgt werden kann, weil dieser die
KlÃ¤gerin nicht selbst untersucht habe. Vielmehr hat der Versorgungsarzt â��
Ã¼berzeugend â�� herausgearbeitet, dass und weshalb die bisherige
EinschÃ¤tzung des Teil-GdB anhand der dokumentierten Befunde Ã¼bersetzt
gewesen ist. Dabei hat er insbesondere die radiologischen Befunde ausgewertet
und die PlausibilitÃ¤t zwischen den beschriebenen EinschrÃ¤nkungen und der
Befunde geprÃ¼ft.

Nachdem die Voraussetzungen fÃ¼r die Feststellung der gesundheitlichen
Voraussetzungen fÃ¼r das Merkzeichen â��aGâ��, entgegen der Auffassung des
SG, zu keinem Zeitpunkt gegeben sind, kommt die von der KlÃ¤gerin begehrte
frÃ¼here Zuerkennung ebenfalls nicht in Betracht, sodass ihre Anschlussberufung
unbegrÃ¼ndet ist.

Auch die weitergehende Anschlussberufung auf Feststellung der gesundheitlichen
Voraussetzungen fÃ¼r die Inanspruchnahme des Merkzeichens â��RFâ�� ist
unbegrÃ¼ndet, das SG hat die Klage zu Recht im Ã�brigen abgewiesen.

Rechtsgrundlage fÃ¼r den von der KlÃ¤gerin geltend gemachten Anspruch ist 
Â§Â 152 Abs.Â 4 SGB IX in der in der aktuellen, seit 1. Januar 2018 geltenden
Fassung durch Art.Â 1 und 26 Abs.Â 1 des Gesetzes zur StÃ¤rkung der Teilhabe und
Selbstbestimmung von Menschen mit Behinderungen (Bundesteilhabegesetz â��
BTHG) vom 23. Dezember 2016 (BGBl I S.Â 3234). Demnach treffen die fÃ¼r die
DurchfÃ¼hrung des Bundesversorgungsgesetzes (BVG) zustÃ¤ndigen BehÃ¶rden,
wenn neben dem Vorliegen der Behinderung weitere gesundheitliche Merkmale
Voraussetzung fÃ¼r die Inanspruchnahme von Nachteilsausgleichen sind, die
erforderlichen Feststellungen im Verfahren nach Â§Â 152 Abs.Â 1 SGB IX. Nach 
Â§Â 152 Abs.Â 5 SGB IX in Verbindung mit Â§Â 3 Abs.Â 1 Nr.Â 5
Schwerbehindertenausweisverordnung (SchwbAwV) ist in den
Schwerbehindertenausweis auf der RÃ¼ckseite das Merkzeichen â��RFâ��
einzutragen, wenn der schwerbehinderte Mensch die landesrechtlich festgelegten
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Voraussetzungen fÃ¼r die Befreiung von der RundfunkgebÃ¼hrenpflicht erfÃ¼llt.

Seit dem 1. Januar 2013 sind diese Voraussetzungen im RBStV vom 15. Dezember
2010 geregelt, der in Baden-WÃ¼rttemberg durch das Gesetz zum FÃ¼nfzehnten
RundfunkÃ¤nderungsstaatsvertrag und zur Ã�nderung medienrechtlicher
Vorschriften vom 18. Oktober 2011 zum 1. Januar 2013 in Kraft gesetzt worden ist.
Nach Â§Â 4 Abs.Â 2 RBStV wird bei gesundheitlichen EinschrÃ¤nkungen keine
Befreiung von der RundfunkgebÃ¼hrenpflicht mehr gewÃ¤hrt, es werden lediglich
die RundfunkbeitrÃ¤ge auf ein Drittel fÃ¼r die in Â§Â 4 Abs.Â 2 Nr.Â 1 bis 3 RBStV
genannten natÃ¼rlichen Personen ermÃ¤Ã�igt. Die Voraussetzungen fÃ¼r die
BeitragsermÃ¤Ã�igung erfÃ¼llen (Nr.Â 1) blinde oder nicht nur vorÃ¼bergehend
wesentlich sehbehinderte Menschen mit einem GdB von wenigstens 60 allein wegen
der Sehbehinderung, (Nr.Â 2) hÃ¶rgeschÃ¤digte Menschen, die gehÃ¶rlos sind oder
denen eine ausreichende VerstÃ¤ndigung Ã¼ber das GehÃ¶r auch mit HÃ¶rhilfen
nicht mÃ¶glich ist, oder (Nr.Â 3) behinderte Menschen, deren GdB nicht nur
vorÃ¼bergehend wenigstens 80 betrÃ¤gt und die wegen ihres Leidens an
Ã¶ffentlichen Veranstaltungen stÃ¤ndig nicht teilnehmen kÃ¶nnen.

Die KlÃ¤gerin erfÃ¼llt die Voraussetzungen des Â§Â 4 Abs.Â 2 Nr.Â 1 bis 3 RBStV
nicht. Sie ist nicht blind oder nicht nur vorÃ¼bergehend wesentlich sehbehindert
mit einem GdB von wenigstens 60 allein fÃ¼r die Sehbehinderung (Â§Â 4 Abs.Â 2
Nr.Â 1 RBStV). Sie zÃ¤hlt auch nicht zum Kreis der in Â§Â 4 Abs.Â 2 Nr.Â 2 RBStV
genannten hÃ¶rgeschÃ¤digten Menschen, denn sie ist weder gehÃ¶rlos noch ist ihr
eine ausreichende VerstÃ¤ndigung Ã¼ber das GehÃ¶r auch mit HÃ¶rhilfen nicht
mÃ¶glich. Den SachverstÃ¤ndigengutachten lÃ¤sst sich eine relevante
EinschrÃ¤nkung des HÃ¶rvermÃ¶gens nicht entnehmen und dem Befundbericht der
S2 entnimmt der Senat lediglich, dass die Reintonaudiometrie eine
hÃ¶rgerÃ¤tepflichtige kombinierte InnenohrschwerhÃ¶rigkeit links ergeben hat,
sodass die Notwendigkeit zur HÃ¶rgerÃ¤teneuversorgung gesehen worden ist.

Die Voraussetzungen des Â§Â 4 Abs.Â 2 Nr.Â 3 RBStV liegen bei der KlÃ¤gerin zur
Ã�berzeugung des Senats ebenso nicht vor. Abgesehen davon, dass bei ihr mit dem
Teilabhilfebescheid vom 7. September 2017 â�� bestandskrÃ¤ftig â�� nur eine Teil-
GdB von 70, aber kein solcher von 80, festgestellt ist, ist ihr die Teilnahme an
Ã¶ffentlichen Veranstaltungen nicht stÃ¤ndig unmÃ¶glich.

Ã�ffentliche Veranstaltungen sind ZusammenkÃ¼nfte politischer, kÃ¼nstlerischer,
wissenschaftlicher, kirchlicher, sportlicher, unterhaltender und wirtschaftlicher Art,
die lÃ¤nger als 30 Minuten dauern (vgl. BSG, Urteil vom 10. August 1993 â�� 9/9a
RVs 7/91 â��, juris, Rz. 12). Dazu gehÃ¶ren nicht nur Theater-, Oper-, Konzert- und
Kinovorstellungen, sondern auch Veranstaltungen wie etwa Ausstellungen, Messen,
Museen, MÃ¤rkte, Gottesdienste, Volksfeste, Sportveranstaltungen, Tier- und
PflanzengÃ¤rten sowie letztlich auch Ã¶ffentliche Gerichtsverhandlungen (vgl. LSG
Nordrhein-Westfalen, Urteil vom 14. Juni 2019 â�� L 21 SB 347/16 â��, juris, Rz. 32,
47). Die UnmÃ¶glichkeit der Teilnahme an solchen Veranstaltungen ist nur dann
gegeben, wenn der Schwerbehinderte wegen seines Leidens stÃ¤ndig, damit
allgemein und umfassend, vom Besuch ausgeschlossen ist; also allenfalls an einem
nicht nennenswerten Teil der Gesamtheit solcher Veranstaltungen teilnehmen kann
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(vgl. BSG, Urteil vom 12. Februar 1997 â�� 9 RVs 2/69 â��, juris, Rz. 11;
Bayerisches LSG, Urteil vom 14. November 2018 â�� L 18 SB 84/18 â��, juris, Rz.
19). MaÃ�geblich ist dabei allein die MÃ¶glichkeit der kÃ¶rperlichen Teilnahme,
gegebenenfalls mit technischen Hilfsmitteln, zum Beispiel einem Rollstuhl, und/oder
mit Hilfe einer Begleitperson (vgl. BSG, Urteil vom 12. Februar 1997 â�� 9 RVs 2/96
â��, juris, Rz. 12; Bayerisches LSG, Urteil vom 14. November 2018 â�� L 18 SB
84/18 â��, juris, Rz. 19).

Selbst wenn die KlÃ¤gerin somit auf die dauernde Nutzung eines Rollstuhls
angewiesen wÃ¤re, wovon sich der Senat bereits nicht Ã¼berzeugen konnte (vgl.
oben), wÃ¤re ihr allein dadurch die Teilnahme an Ã¶ffentlichen Veranstaltungen
ebenso wenig verschlossen, wie aufgrund des Umstandes, dass sie ggf. eine
Begleitperson benÃ¶tigte. Dementsprechend hat der S1 in seiner
sachverstÃ¤ndigen Zeugenauskunft selbst ausgehend von seiner medizinischen
Wertung des Sachverhaltes die MÃ¶glichkeit zur Teilnahme an Ã¶ffentlichen
Veranstaltungen im Rollstuhl mit Begleitung bejaht und der W hat diese in seiner
sachverstÃ¤ndigen Zeugenauskunft ebenfalls bejaht.

Auf die Berufung des Beklagten war daher das Urteil des SG abzuÃ¤ndern, die Klage
vollumfÃ¤nglich abzuweisen sowie die Anschlussberufung der KlÃ¤gerin
zurÃ¼ckzuweisen.

Die Kostenentscheidung folgt aus Â§ 193 SGG und berÃ¼cksichtigt das Unterliegen
der KlÃ¤gerin in beiden Instanzen.

GrÃ¼nde, die Revision zuzulassen, sind nicht gegeben, da die Voraussetzungen des
Â§Â 160Â Abs.Â 2Â SGG nicht vorliegen.

Erstellt am: 08.04.2022

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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